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Teil A Einleitung 

1. Einleitung 

1.1 Anlass der Aufstellung 

Die Stadt Triberg mit ihren Ortsteilen strebt eine positive Entwicklung der Bevölkerung an. 
Die verkehrsgünstige Lage an der Bundesstraße 33 und 500 macht die Stadt zu einem inte-
ressanten Wohnort. In den vergangenen Jahren ist die Einwohnerzahl leicht gesunken. Um 
diesem Trend entgegenzuwirken, ist es wichtig das Wohnraumangebot zu erhöhen. 
 
Die Stadt Triberg beabsichtigt daher im Ortsteil Nußbach innerhalb des "Tiefenbachtales" ei-
nen Bebauungsplan aufzustellen bzw. den rechtsverbindlichen Bebauungsplan "Engelberte-
bauer II" in Richtung Osten zu erweitern. Geplant ist ein Allgemeines Wohngebiet in 
Südhanglage angrenzend an die bestehende Bebauung (StraÇe ĂAm Firstenbergñ). 
 
Die BauGB-Novelle und damit das ĂGesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im  
Stªdtebaurecht und zur Stªrkung des neuen Zusammenhalts in der Stadtñ wurde am 12. Mai 
2017 im Bundesgesetzblatt (BGBl. Teil I Nr. 25, S. 1057 ff.) bekannt gemacht. Es trat einen 
Tag später, am 13. Mai 2017, in Kraft.  
 
Eine wesentliche Neuerung der BauGB-Novelle ist u. a. ein neuer § 13b BauGB, der Städten 
und Gemeinden ein beschleunigtes Verfahren zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen 
für den Wohnungsbau ermöglicht. Nachdem die Voraussetzungen des § 13b BauGB durch 
den Anschluss an bebaute Ortsteile, Nutzung als Wohnbaufläche und einer Grundfläche bis 
zu einem Hektar vorliegen, hat der Gemeinderat der Stadt Triberg in der öffentlichen Sitzung 
vom 17.04.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes ĂTiefental" im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13b BauGB beschlossen. 
 
 

1.2 Art des Bebauungsplans 

Für das Plangebiet wird ein qualifizierter Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB aufge-
stellt. Das bedeutet, dass der Bebauungsplan mindestens Festsetzungen über die Art und 
das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen 
Verkehrsflächen enthält. Bauvorhaben sind nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes dann 
zulässig, wenn sie den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht widersprechen und ihre 
Erschließung gesichert ist. 
 
 

1.3 Verfahrensart 

In der Sitzung am 17.04.2019 hatte der Gemeinderat die Aufstellung des Bebauungsplans im 
Verfahren nach Ä 13b BauGB ĂEinbeziehung von AuÇenbereichsflªchen in das beschleu-
nigte Verfahrenñ beschlossen.  Die in Ä 13b BauGB formulierten Grundvoraussetzungen sind 
im vorliegenden Planungsfall erfüllt wie  
 

1. die höchstzulässige Grundfläche ist geringer als 10.000 m² (siehe nachfolgenden 
rechnerischen Nachweis), 

2. durch den Bebauungsplan muss die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen 
begründet werden, die sich an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil anschlie-
ßen,  

3. Lage im Außenbereich nach § 35 BauGB,  
4. keine Betroffenheit von Schutzgebieten und  
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5. das Verfahren kann nur bis zum 31.12.2019 förmlich eingeleitet werden und der Sat-
zungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB ist bis zum 31.12.2021 zu fassen. 

 
Entsprechend dem in Satz 1 des § 13b BauGB enthaltenen Hinweis auf § 13a BauGB gelten  
bei der Anwendung des Ä 13b BauGB auch die entsprechenden ĂSonderregelungenñ zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Eingriffsregelung und Flächennutzungsplan. Eine Grundvo-
raussetzung für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens im vorliegenden Fall ist ge-
geben, da die festgesetzte zulässige Grundfläche im vorliegenden Bebauungsplan unter 
10.000 m² liegt (Geltungsbereich 7.645 m², Grundfläche ca. 3.058 m² (7.645 m² x 0,4 GRZ)). 
 
Da die Grundfläche kleiner als 10.000 m² ist, reduzieren sich in Anlehnung an die Vorgaben  
nach § 13a BauGB zudem die Anforderungen an die Prüfung der Ausschlusskriterien, die 
sich allein auf folgende Prüfungsgegenstände beschränkt: erstens, ob durch den Bebau-
ungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder nach Landesrecht unterliegen, und zweitens, ob Anhaltspunkte für eine Beein-
trächtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, 
dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von 
schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten 
sind. Ist dies nicht der Fall, kommen die in § 13a Abs. 2 geregelten Verfahrenserleichterun-
gen zum Tragen. 
 
Grundsatz der Innen- vor der Außenentwicklung  

Sowohl in den übergeordneten Planungsebenen (Landes- und Regionalplanung) sowie im  
Baugesetzbuch wird der Innenentwicklung ein Vorrang gegenüber der Außenentwicklung 
verbindlich eingeräumt.   
 
In Ergänzung hierzu tritt das in § 1a (2) BauGB verankerte Gebot nach einem sparsamen 
und schonenden Umgang mit Grund und Boden. Demnach müssen bei der Siedlungsent-
wicklung durch die planende Gemeinde grundsätzlich die vorhandenen Potenziale wie Bau-
landreserven, Nachverdichtung, Brachflächen und leerstehende Bausubstanz vorrangig ge-
nutzt werden.  
 
Die Feststellung eines Bauflächenbedarfs muss von der Gemeinde in der Abwägung als Be- 
lang berücksichtigt und begründet werden.  
Die Bedarfsberechnung zeigt für die Stadt Triberg als Unterzentrum einen Bedarf von 1,1 
Hektar (vgl. Ziffer 4.3.1).  
 
Im vorliegenden Bebauungsplan wird eine ĂBrutto-Wohnbauflªcheñ von ca. 0,75 ha bereit- 
gestellt, was unter Verwendung der höchstzulässigen Grundflächenzahl von 0,4 in einem all- 
gemeinen Wohngebiet eine Grundfläche von ca. 0,30 ha ergibt. Dieser Flächenanteil darf tat- 
sächlich bebaut werden.  
 
In Ziffer 1.1 der Begründung wurde bereits der Nachfragebedarf angeführt. Nach dem  
vorliegenden städtebaulichen Entwurf können im Plangebiet 9 Baugrundstücke entstehen.  
 
Weiterhin liegt unter Berücksichtigung städtebaulich relevanter Kriterien wie etwa die Ge-
währleistung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, der Stadtrandabrundung und 
der Gewährleistung einer wirtschaftlichen Erschließung i.S. des § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB ein 
stimmiges städtebauliches Konzept vor (vgl. Abbildung 6).   
 
Im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Nutzflächen und dem  
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Optimierungsgebot des § 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel) hat sich die Stadt Triberg 
für den Belang der kommunalen Einwohnersicherung entschieden. Der nachweisbare Bedarf 
spricht für die Entwicklung von Wohnbauflächen.   
Umweltverträglichkeitsprüfung  

Im vorliegenden Planungsfall handelt es sich nicht um ein bauplanungsrechtliches Vorhaben  
nach Ziffer 18 gemäß der Anlage 1 zum UVPG. Ebenso wenig ist ein Vorhaben nach LUVPG  
betroffen. Für das geplante Vorhaben ist somit keine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
(Screening) i.S. des § 3c (1) Satz 1 UVPG durchzuführen bzw. es besteht keine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Somit liegen diese Anwendungsvoraus-
setzung des beschleunigten Verfahrens auch hierzu vor und § 13a (1) Satz 4 BauGB steht 
dem Planvorhaben nicht entgegen.   
 
Für das vorliegende Verfahren hat die Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten  
Verfahren daher insbesondere die Konsequenzen, dass von einer Umweltprüfung, einem  
Umweltbericht, Angaben über umweltbezogene Informationen und einer zusammen- 
fassenden Erklärung abgesehen wird.   
 
Eingriffsregelung  

Ebenso wird die Eingriffsregelung im vorliegenden Planungsfall nicht angewendet. Nach 
Ernst/ Zinkhahn/ Bielenberg im Kommentar zum Baugesetzbuch entfällt die Erforderlichkeit 
eines Ausgleichs im Sinne der Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz bei 
Plänen nach § 13b generell; ein Rückgriff auf § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, Abs. 2 entfällt, zu-
mal die Größe der Baugebiete generell auf 10.000 m² begrenzt ist.   
 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten  

Schutzgüter  

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten 
Schutzgüter und -ziele liegen zum jetzigen Planungsstand nicht vor, so dass auch diese An-
wendungsvoraussetzung des beschleunigten Verfahrens gegeben ist. 
 
Fazit 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ĂTiefentalñ wird die Bebauungsstruktur der umge-
benden Wohngebiete innerhalb des städtebaulichen Gesamtkonzeptes sinnvoll und ohne 
verbleibende erhebliche Umweltauswirkungen ergänzt.  
 
Zur Anwendung des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13b BauGB sind hier alle Voraus-
setzungskriterien erfüllt. Der Bebauungsplan wird daher im beschleunigten Verfahren aufge-
stellt und auf die Durchführung einer Umweltprüfung und Erstellung des Umweltberichts ab-
gesehen. 
 
 

1.4 Aufstellungsverfahren 

Am 17.04.2019 wurde vom Gemeinderat der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
ĂTiefentalñ gefasst. 
 
Der Vorentwurf des Bebauungsplans mit Stand 20.02.2019 sowie textliche Erläuterungen 
dazu konnten in der Zeit vom 03.05.2019 bis einschließlich 11.06.2019 im Rathaus eingese-
hen werden. 
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Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden, wurden mit Schreiben vom ...................... von der Planung unter-
richtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprüfung aufgefordert. Die betroffenen Nachbargemeinden wurden ebenfalls 
von der Planung unterrichtet. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplans mit Stand ................ wurde vom ................ bis zum 
................ öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der Offenlage wurden durch Veröffentlichung 
im Amtsblatt vom ................ bekannt gemacht. 
 
Die Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt gemäß § 4a Abs. 2 BauGB 
zeitgleich mit der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB. Die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden, 
wurden mit Schreiben vom ................ von der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme 
zum Entwurf des Bebauungsplans mit Stand ................ aufgefordert. 
 
Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen sowie die Stellung-
nahmen der Träger öffentlicher Belange wurden geprüft und in die weitere Abwägung einbe-
zogen. 
 
Unter Abwägung aller Belange und unter Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnah-
men kam die Stadt Triberg zu dem Ergebnis, dass dem städtebaulichen Ziel, an dem Stand-
ort neun neue Wohnbaugrundstücke zur abschließenden Abrundung des Stadtrandteils zu 
schaffen, Vorrang vor den sonstigen Belangen eingeräumt werden soll und hat am ................ 
den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplanes ĂTiefentalñ gefasst. 
 
 
 

2. Erforderlichkeit der Bebauungsplanung 

2.1 Begründung der Erforderlichkeit 

Bundesweit müssten 350.000 bis 400.000 Wohnungen im Jahr gebaut werden, um den Be-
darf zu decken. Vor allem in den Städten sind preiswerte Wohnungen kaum auf dem Markt. 
Menschen mit geringerem Einkommen, Familien und Studenten haben es schwer angemes-
sene und bezahlbare Wohnungen zu finden. Die Unterbringung der hohen Zahl von Flücht-
lingen stellt die Städte und Gemeinden zusätzlich vor große Probleme. 
 
Um die Planungsverfahren für den Wohnungsbau zeitlich zu straffen, dürfen nun Bebau-
ungspläne im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Dies gilt für Pläne mit einer 
Grundfläche von 10.000 Quadratmetern für Wohnnutzung. Diese Flächen müssen sich an 
Ortsteile anschließen, die im Zusammenhang bebaut sind. Diese Regelung ist bis zum 31. 
Dezember 2019 befristet. 
 
Voraussetzung ist, dass für das vorgesehene Bebauungsgebiet die Umweltverträglichkeit 
festgestellt wurde. Zudem darf keine Gefahr für schwere Unfälle im Sinne des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes bestehen. 
Durch die Novellierung des Baugesetzbuches (BauGB) am 4. Mai 2017 ist ein neues Verfah-
ren eröffnet worden, welches im Außenbereich eine Bebauung zulässt. 
 
In Anlehnung an die Innenentwicklungsnovelle aus dem Jahre 2006 durch den § 13a BauGB 
wird durch den § 13b BauGB nun die Möglichkeit geschaffen, Flächen im Außenbereich 
ebenfalls ohne Ausgleichsmaßnahmen nachweisen zu müssen, zu entwickeln. 
 

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2016/03/2016-03-09-buendnis-wohnen.html;jsessionid=2C4A19D71E4A3FE06A2FF5CF9386DD16.s1t2?nn=694676
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Mit der beabsichtigten Ausweisung will die Stadt Triberg auch ihrer in § 1 Abs. 6 Nr. 2 
BauGB verankerten Aufgabe gerecht werden, wonach sie in ausreichendem Maße Flächen  
bereitstellen soll, die für Wohnbauzwecke genutzt werden können. Gemäß den Planungsleit-
linien des Baugesetzbuches haben die Gemeinden die Aufgabe, zur Förderung des Woh-
nungsbaues den Bauwilligen geeignete Grundstücke als Bauland für den Wohnungsbau zur 
Verfügung zu stellen.  Ziel dieser Vorgehensweise ist es, einem weiten Kreis der Bevölke-
rung zur Eigentumsbildung zu verhelfen.   
 
Das Gebiet nördlich entlang der Tiefentalstraße erfüllt alle Vorgaben des Gesetzgebers und 
bietet eine ideale Möglichkeit das Gebiet städtebaulich zu entwickeln, was für den Ortsteil 
und seinen Bewohnern nur von Vorteil sein kann. 
 
 

2.2 Artenschutz 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes ist eine Überprüfung erforderlich, ob durch 
die Umsetzung des geplanten Vorhabens artenschutzrechtliche Verbotstatbestände des 
§ 44 BNatSchG ausgelöst werden können. 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes ist sicherzustellen, dass die artenschutz-
rechtlichen Verbote des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einer Umsetzung der 
Planung nicht entgegenstehen. In diesem Zusammenhang relevant sind europarechtlich ge-
schützte Arten (alle europäischen Vogelarten sowie alle Arten des Anhangs IV der FFH- 
Richtlinie).  
 
Zur Einschätzung der Planung im Hinblick auf das Vorkommen artenschutzrechtlich relevan-
ter Arten wurde das Büro Eberhard und Partner im August 2018 mit einer Relevanzbege-
hung beauftragt, welche am Vormittag des 17. August 2018 erfolgte. 
 
Zum Zeitpunkt der Begehung handelte es sich um eine vereinzelt mit Bäumen (v.a. Wald-
Kiefern) und Sträuchern, offenen Felsen und mageren Gras- und Grünlandstrukturen durch-
setzte Fläche. Teilbereiche im Südwesten weisen dichteren Strauchbewuchs auf. Nach Nor-
den (zum Oberhang) schließen sich offene Waldrandstrukturen und schließlich geschlosse-
ner Nadelwald an (siehe auch Fotodokumentation unten).  
Nach Angaben des Grundstücksbesitzers war die Fläche zuvor dichter mit Gehölzen bestan-
den (insb. Gewöhnlicher Besenginster) und war erst im vorangegangenen Winterhalbjahr 
freigestellt worden. Die vorliegende Einschätzung beruht auf der im August 2018 vorgefun-
denen Situation. 
 
Im Rahmen der Relevanzbegehung wurden keine europarechtlich geschützten Arten festge-
stellt. Innerhalb des Untersuchungsraumes ist jedoch mit Brutvorkommen (weiterer) weit ver-
breiteter und häufiger Vogelarten zu rechnen. Anhand der durchgeführten Relevanzbege-
hung lassen sich zudem Vorkommen weiterer europarechtlich geschützter Arten nicht aus-
schließen. Somit kann auch ein Verstoß gegen die Verbote des § 44 BNatSchG nicht ausge-
schlossen werden. 
 
(Auszug Artenschutzrechtliche Voreinschätzung, Büro Eberhard und Partner, August 2018, vgl. Anlage 4) 

 
 
Im Februar 2021 wurde eine weitere artenschutzfachliche Beurteilung durch das B¿ro ĂAr-
beitsgruppe für Tierökologie und Planung GmbH aus Filderstadt durchgeführt. 
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Untersuchungsgebiet: 

Das Untersuchungsgebiet liegt im Naturraum 3. Ordnung ĂMittlerer Schwarzwaldñ. Unmittel-
bar s¿dlich angrenzend liegt der Naturraum ĂS¿dºstlicher Schwarzwaldñ  
Es liegt an einem stark geneigten, but besonnten Südhang. Bei der Fläche handelt es sich 
um ehemalige Weidefelder, die der Sukzession überlassen oder wieder aufgeforstet wurden.  
 
Das Gebiet wird durch einen unbefestigten Feldweg zweigeteilt. Am Steilhang oberhalb des 
Weges liegt eine junge Sturmwurffläche, an dies sich weiter hangaufwärts ein einschichtiger 
Fichtenhochwald anschließt. Der westliche Teil oberhalb des Weges wurde nicht wieder auf-
geforstet, sondern der Sukzession überlassen. Hier hat sich mittlerweile ein Dominanzbe-
stand aus Brombeere (Rubus spec.) entwickelt. Daran oberhalb angrenzend liegt eine kleine 
Hainbuchen-Gruppe (Carpinus betulus), die auf einem sehr flachgründigen, teils felsdurch-
setzten Standort stockt.  
Der Abschnitt der Vorhabensbereich unterhalb des Weges läuft mit deutlich weniger starker 
Hangneigung zum Tiefenbach hin aus. Bei dieser Teilfläche handelt es sich um eine wech-
selfeuchte Magerwiese mit deutlicher Tendenz zur Verbrachung. Die Wiese ist am Rand des 
Weges eher trocken und mager und von einzelnen Besenginster-Büschen (Cytisus scopa-
rius) bestanden, wird zum Bach hin jedoch zunehmend feuchter und wüchsiger.  
 
Vögel: 

Bei den Erhebungen im Jahre 2020 wurden insgesamt 40 Vogelarten erfasst. 34 Arten wur-
den hiervon als Brut- bzw. Reviervögel und sechs Arten als Nahrungsgäste eingestuft. Nah-
rungsgäste nutzen das Plangebiet in der Regel nur für die Nahrungssuche.  
 
Mit dem Neuntöter (Lanius collurio) wurde im Vorhabenbereich eine Art des Anhang I der 
Vogelschutzrichtlinie als Reviervogel nachgewiesen. Von der auf den landes- und bundes-
weiten Vorwarnlisten geführten Goldammer (Emberiza citrinella) wurde im geplanten Ein-
griffsbereich ein Revier festgestellt. Die Waldschnepfe gilt ebenfalls bundes- wie landesweit 
als rückläufig. Ihre Balzflüge wurden über dem Vorhabenbereich registriert. Auch die Wei-
denmeise (Poecile montanus) ist im Untersuchungsgebiet mit einem Revier vertreten. Diese 
Art wird auf der landesweiten Vorwarnliste geführt.  
 
Im Vorhabenbereich Tiefental hat ein Brutpaar des Neuntöters im Untersuchungsjahr erfolg-
reich gebrütet. Am 08.07.2020 wurde ein Jungvogel beobachtet.  
Das Revierzentrum des Siebentöters wurde in dem Hang oberhalb des Feldweges verortet. 
Wichtige Habitatbestandteile sind die junge Sturmwurffläche und die noch offenen Bereiche 
der ehemaligen Weidfelder. Neuntöter nutzen niedrigwüchsiges Dorngestrüpp oder junge 
Koniferen als Neststandort. In hoher Dichte werden vorübergehend auch Sukzessionssta-
dien von Rohbodenstandorten und Schlagfluren besiedelt, wie sie durch Materialabbau, Re-
kultivierung, Sturmwurf und Kahlhieb entstehen.  
 
Von der Goldammer wurde im Vorhabenbereich ein Revier festgestellt. Wichtige Habitatbe-
standteile sind noch offene Bereich der ehemaligen Weidfelder, die zur Nahrungssuche ge-
nutzt werden.  
 
Über dem Vorhabenbereich wurde bei einer nächtlichen Begehung eine balzfliegende Wald-
schnepfe registriert. Die Waldschnepfe besiedelt größere Waldgebiete in Niederungen bis in 
die Hochlagen der Mittelgebirge. Wesentliche Habitatbestandteile sind feuchte, stocherfähige 
Böden zu Nahrungssuche und Waldlichtungen oder breite Schneisen im Waldesinnern für 
die Balzflüge und zur Brut. Zur nächtlichen Nahrungssuche werden auch die den Wald um-
gebenden Grünlandgebiete genutzt.  
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Fledermäuse 

Im Rahmen der durchgeführten Netzfänge und Detektorbegehungen wurden insgesamt acht 
Fledermausarten im Untersuchungsgebiert nachgewiesen. Nach der landesweiten Roten 
Liste sind drei Arten als stark gefährdet und vier weitere als gefährdet eingestuft (Wasser-, 
Kleine Bart- und Zwergfledermaus, Braunes Langohr).  
Im Vorhabengebiet wurde eine eher unterdurchschnittliche Fledermausaktivität registriert. In 
den überwiegend jungen bis mittelalte Gehölze beider Untersuchungsgebiete liegen keinerlei 
Nach- oder Hinweise auf Quartiere vor. Zeitweise besetzte Einzelquartiere (z.B. Wasserfle-
dermaus) können jedoch nicht ganz ausgeschlossen werden. Südwestlich des Geltungsbe-
reiches gibt es Hinweise auf Einzelquartiere vom Großen Mausohr und Braunen Langohr in 
einem Wohngebäude. Sonstige Nach- oder Hinweise auf Quartiere liegen jedoch nicht vor. 
Wochenstuben in Gebäuen oder Bäumen sind auszuschließen, da andernfalls eine deutlich 
höhere Fledermausaktivität und der Nachweis von auf Wochenstuben hindeutenden Sozial-
rufen in den untersuchten Bereichen zu erwarten gewesen wäre. Jagdhabitate mit hervorge-
hobener Bedeutung und Flugstraßen wurden nicht festgestellt.  
Hervorzuhaben sind jedoch die Nachweise des Großen Mausohrs.  
Neben dem Großen Mausohr wurde auch das Braune Langohr festgestellt.  
Die Kleine Bartfledermaus wurde bei der Nahrungssuche im Gebiet gestgestellt.  
 
Haselmaus 

Ein Nachweis der Haselmaus (Muscardinus avellanarius) wurde bei den Begehungen nicht 
erbracht.  
 
Reptilien 

Im Untersuchungsgebiet wurden mit der Ringelnatter (Natrix natrix) und der Blindschleiche 
(Anguis fragilis) wurden zwei in Baden-Württemberg weit verbreitete Reptilienarten im Unter-
suchungsgebiet festgestellt.  
 
Die Blindschleiche wurde vor allem bei der Kontrolle der Schlangenbleche registriert.  
 
Amphibien 

Im Plangebiet wurde der Grasfrosch (Rana temporaria) registriert. Es handelt sich hierbei je-
doch um einen Totfund im Tiefentalbach.  
 
Tagfalter und Widderchen 

Bei der Begehung im Jahre 2020 wurden im Untersuchungsgebiet der Silberfleck ï Perlmut-
terfalter (Boloria euphrosyne) und der Wachtelweizen-Scheckenfalter (Melitaea athalia) 
nachgewiesen.  
 
Heuschrecken 

Potenziell können im Untersuchungsgebiet wertgebende Heuschreckenarten, die als typisch 
für magere, extensiv bewirtschaftete Weidfelder im Schwarzwald gelten können wie Bunt-
bäuchiger Grashüpfer (Omocestus rufipes), Bunter Grashüpfer (Omocestus viridulus), War-
zenbeißer (Decticus verrucivorus) und Heidegrashüpfer (Stenobothrus lineatus) vorkommen.  
 
Maßnahmen 

Zur Kompensation für getätigte Eingriffe vor Ort sind diverse Maßnahme für die europäische 
Vogelarten und die nach Anhang IV FFH-Richtlinie streng geschützte Fledermausarten vor-
zunehmen. 
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Zum Schutz der Brutvögel im Allgemeinen ist die Baufeldfreimachung / Fällung oder Rodung 
nur außerhalb der Hauptbrutzeit erlaubt, um signifikant erhöhter Tötungsrisiken vermeiden 
zu können.  
Ebenfalls ist zur Vermeidung oder Minimierung von Vogelschlag auf die Gestaltung von grö-
ßeren Flächen an Gebäuden durch Glas, zu verzichten.  
Für die Goldammer ist ein verbuschtes, ehemaliges Weidfeld in Südhanglage in der Gemar-
kung Nussbach freizustellen. Diese sollte eine Größe von etwa 2,0 ha aufweisen.  
Diese Gebiete sollten dann durch eine an die Habitatansprüche der betroffenen Art ange-
passte extensive Beweidung, ohne Düngung, dauerhaft freigehalten werden. Für den Erfolg 
dieser Maßnahme ist eine Überprüfung durch ein Monitoring einzurichten.  
 
Für den Schutz der Fledermäuse ist eine Bauzeitenregelung ähnlich wie bei den Brutvögeln 
durchzuführen. Hierdurch soll ein Individuenverlust vermieden werden. Ebenfalls könnten 
zum Ausgleich von Eingriffen in die Lebensräume der Fledermäuse insgesamt fünf größere 
Fledermauskästen in Wald- und Baumbeständen der Umgebung angebracht werden.  
 
 

2.3 Hochwasserschutz 

In gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 65 Wassergesetz für Baden-Württem-
berg (WG) festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist die Ausweisung neuer Baugebiete 
nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 WHG grundsätzlich untersagt. 
 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete, bei Um-
setzung des Bebauungsplanes kommt es nicht zu einem Verlust von Rückhalteflächen bei 
einem hundertjährlichen Hochwasserereignis (HQ100). Der Aufstellung des Bebauungsplans 
stehen keine Belange des Hochwasserschutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB, § 77 i.V. mit 
§ 76 WHG entgegen. 
 
 

 

Abbildung 1 ï Hochwassergefahrenkarte der LUBW (Auszug) (Geltungs-
bereich schematische Darstellung) 

Bauliche Anlagen sollen je-
doch grundsätzlich hochwas-
serangepasst geplant und ge-
baut sowie Aspekte zur Si-
cherung von Hochwasserab-
fluss und -rückhaltung berück-
sichtigt werden. Gemäß § 5 
Abs. 2 WHG ist als private 
Hochwasservorsorge durch 
eine hochwasserangepasste 
Bauausführung und spätere 
Nutzung in Eigenverantwor-
tung des Bauherrn bzw. sei-
nes Planers die Vermeidung 
und Verminderung von Hoch-
wasserschäden sicherzustel-
len. 
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3. Geltungsbereich und Beschreibung des Plangebiets 

3.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich auf der Gemarkung Triberg mit der Flrst.-Nr. 106 hat eine Größe von 
etwa 0,76 ha (7.645 m²) und wird begrenzt 
 
Á im Norden:  Grünland 
Á im Osten:  Grünland 
Á im Süden:  Tiefentalstraße 
Á im Westen:  Wohnbebauung 

 

 

Abbildung 2 ï Auszug Flurkarte Gemarkung Triberg mit Geltungsbereich Bebauungsplan ĂTiefentalñ 

  

N 
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3.2 Ausgangssituation 

3.2.1 Stadträumliche Einbindung 

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Nußbach etwa 2.000 m vom Stadtzentrum der Stadt 
Triberg in südöstlicher Richtung.  
 
Beim Plangebiet handelt es sich um einen südexponierten Hang im Tal des "Tiefentalba-
ches" in einer Höhenlage von rund 680 - 720 m+NN.  
 

 
 
Abbildung 3 ï Luftbild © GoogleEarth 
 
 
3.2.2 Bebauung und Nutzung 

Die Grundstücke im Plangebiet sind unbebaut und werden als Grünland genutzt.  
 
Umgebungsbebauung  

Die Umgebungsbebauung ist geprägt durch die ein- bis zweigeschossige Bebauung mit Ge-
bäudehöhen von etwa 10 m.  
 
Insgesamt entspricht der Gebäudebestand der für den Stadtrand des Ortsteils von Triberg 
typischen Bebauung mit Einfamilienhäusern (= Einzel- und Doppelhªuser).  ĂStªdtischeñ 
Wohnformen wie Reihenhäuser oder Mehrfamilienhäuser mit einer entsprechenden Bele-
gungsdichte sind nicht prägend.  
 
Die Bebauungsdichte und bebauten Grundstücksflächen weisen die für ein Allgemeines  
Wohngebiet gängigen Grundflächenzahlen von 0,3 bis 0,4 auf.  
 
Die Bebauung ist durch die offene Bauweise gekennzeichnet. Die Hauptgebäude halten den  
landesrechtlich vorgeschriebenen Abstand ein und weisen Längen i.d.R. zwischen 10 m und  

N 

Triberg /  
Freiburg 



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften ĂTiefentalñ Stadt: Triberg 
Fassung: Entwurf zur Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB 
 Stand: 30.04.2021 
 

Begründung 

 

Seite 14 von 39 

15 m ein. Die vorherrschende Dachform ist das geneigte Dach in Form des Satteldaches. 
 
3.2.3 Eigentumsverhältnisse 

Die Grundstücke im Plangebiet befinden sich im privaten Eigentum. 
 
3.2.4 Topografie und Geländeverhältnisse 

Die Geländeoberfläche (GOF) ist in Richtung Norden stark ansteigend (von ca. 680 m+NN 
bis ca. 720 m+NN). 
 
3.2.5 Bodenbeschaffenheit und Bodenbelastungen 

Es sind keine Altlastenverdachtsfälle bekannt. 
 
Geotechnische Hinweise: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsbereich des kristallinen Grundgebirges (Triberg-Granit). In der morphologisch tiefer- 
liegenden südlichen Hälfte des Plangebietes werden die Festgesteine von quartären Verwit-
terungs-/Umlagerungsbildungen unbekannter Mächtigkeit überlagert. 
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
 
3.2.6 Erschließung 

Über die StraÇe ĂAm Firstbergñ im Westen, ist das Plangebiet bereits angebunden. 
 
3.2.7 Ver- und Entsorgung 

Anlagen zur Ver- und Entsorgung sind bereits in der StraÇe ĂAm Firstbergñ verlegt. An die-
sen Leitungen wird das Plangebiet angeschlossen. 
 
3.2.8 Natur | Landschaft | Umwelt 

 



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften ĂTiefentalñ Stadt: Triberg 
Fassung: Entwurf zur Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB 
 Stand: 30.04.2021 
 

Begründung 

 

Seite 15 von 39 

 
 
 
 
Das Plangebiet befindet sich im Naturpark Schwarzwald ĂMitte/Nordñ. Durch die Aufstellung 
des Bebauungsplans sind nicht betroffen: 
 

¶ Naturschutzgebiete 

¶ Landschaftsschutzgebiete 

¶ Vogelschutzgebiete 

¶ Biosphärengebiete 

¶ Wasserschutzgebiete und -zonen 

¶ Naturdenkmale 

¶ regional bedeutsame Biotope 

¶ ĂNatura 2000ñ 

¶ FFH-Mähwiesen 

¶ Nationalpark 

¶ Waldflächen  

¶ Überschwemmungsgebiete 
 
Insgesamt ergeben sich durch die Betriebserweiterung keine Beeinträchtigungen für die 
Schutzgüter Boden sowie Landschaftsbild. Eine Bebauung ist vertretbar, da keine ökologisch 
und gestalterisch bedeutsamen Strukturen beansprucht oder beeinträchtigt werden. 
 
Da es sich beim um eine verhältnismäßig kleine Waldfläche handelt, die von einem Eingriff 
betroffen wäre, ist dies aus planerischer Sichtweise noch zu vertreten, da hierdurch neuer 
Wohnraum für die Bürger Nussbachs entwickelt werden kann. Die Belange des Waldschut-
zes für die umliegenden Waldflächen werden in vollem Umfang berücksichtigt. Außerdem 
wird eine Waldumwandlung durchgeführt werden, sodass der notwendige Abgang des Wal-
des ausreichend ausgeglichen werden kann.  
 

(1) 

(2) 
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In der direkten Nachbarschaft befinden sich zwei Biotopflächen: 
 

(1) Im direkten Anschluss im Süden des Plangebiets befindet sich die Biotopfläche 
ĂBachabschnitte im Tiefentalñ (Biotop-Nr. 178153265041). Dies Fläche ist jedoch 
durch den einzuhaltenden Gewässerrandstreifen gesichert, da in diesen baulich und 
sonstig nicht eingegriffen werden darf.  

 
(2) Im Osten befindest sich ebenfalls noch die Biotopflªche ĂNaÇwiese Untertiefentalñ 

(Biotop-Nr. 178153262070). Diese liegt jedoch außerhalb des Plangebietes, weshalb 
dort nicht eingegriffen werden wird.  

 
 
Oberflächengewässer 

Im Plangebiet befinden sich keine Gewässer. 
 
Gewässer in der Nähe des Plangebiets sind naturnah zu erhalten. Die Durchgängigkeit, 
Strukturvielfalt sowie die ökologisch gute Qualität und Funktionalität der Gewässer sind an-
zustreben. 
 
Zum in der Nachbarschaft des Plangebiets befindlichen Gewªssers ĂTiefentalbachñ ist zum 
Schutz des Gewässers von negativen Einwirkungen ein Gewässerrandstreifen von 10 m ein-
zuhalten. 
 
 

 
4. Übergeordnete Vorgaben 

4.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Das Plangebiet ist aktuell dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zuzuordnen. Im Außenbe-
reich richtet sich hierbei die Zulässigkeit eines Vorhabens allein nach den Anforderungen 
des § 35 BauGB. Abzugrenzen sind die privilegierten von den sonstigen Vorhaben. Bei den 
privilegierten Vorhaben (§ 35 Abs. 1 BauGB) handelt es sich um solche, die im Außenbe-
reich errichtet werden sollen. Privilegierte Vorhaben können nur dann abgelehnt werden, 
wenn ihnen zwingende öffentliche Belange entgegenstehen, die durch das private oder öf-
fentliche Interesse an dem Vorhaben nicht überwunden werden können. Vorhaben, die keine 
Privilegierung besitzen, werden unter den sonstigen Vorhaben (§ 35 Abs. 2 BauGB) zusam-
mengefasst. Sonstige Vorhaben sind nur zulässig, wenn ihre Ausführung und Nutzung öf-
fentliche Belange im Sinne des § 35 Abs. 3 BauGB nicht beeinträchtigen. 
 
Die Umsetzung der Wohnbebauung ist nach Maßgabe des § 35 BauGB nicht zulässig, so 
dass hierzu die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich ist. 
 
 

4.2 Raumordnung 

Mit der überörtlichen Regionalplanung wird die anzustrebende räumliche Entwicklung und 
Ordnung einer Region in Form von Text und Karte festgelegt. Als Teil der Landesplanung bil-
det sie entsprechend dem Raumordnungsgesetz des Bundes sowie des Landesplanungsge-
setzes Baden-Württemberg (§§ 11 ff) den übergeordneten Rahmen für die kommunale Pla-
nung und dient der Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen.  
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Abbildung 4 - Regionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg, 
i. d. F. der Genehmigung vom 10.09.2003 (Auszug) 

 

Dabei konkretisiert und ergänzt sie die 
übergeordneten Vorgaben des Landesent-
wicklungsplans Baden-Württemberg und 
übernimmt eine Abwägung zwischen ver-
schiedenen Belangen und Nutzungsinte-
ressen.  
 
Im Sinne des sog. ĂGegenstromprinzipsñ 
enthält die Regionalplanung rechtsverbind-
liche Vorgaben für die kommunale Bauleit-
planung und ggf. auch für weitere raumbe-
deutsame Planungen, muss aber auch de-
ren Zielvorstellungen und Planungsaussa-
gen berücksichtigen. 
 
Durch die Zielsetzung der Stadt die Wohn-
raumentwicklung zu fördern und zu stär-
ken, wird das bestehende Wohnbaugebiet 
in Richtung Osten erweitert. 

Alle vorhandenen Baugrundstücke in der Stadt sind bereits verkauft und neuer Wohnraum 
bzw. weitere Wohnbaugrundstücke stehen im Stadtteil Nussbach der Stadt Triberg nicht zur 
Verfügung.  
 

 
Das Plangebiet liegt hierbei innerhalb eines im Regionalplan Schwarzwald-Baar-Heuberg 
festgelegten Ăschutzbed¿rftigen Bereich[es] f¿r Natur- und Landschaftspflegeñ im Sinne des 
Planzieles 3.2.1 Abs. 1 des Regionalplanes. 
Jegliche Eingriffe in dies schützenswerte Landschaft werden jedoch umfangreich ausgegli-
chen, sodass dort mit keiner Verschlechterung der Situation vor Ort zu rechnen ist. 
 
 

 
4.3 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

 

Abbildung 5 - Flächennutzungsplan des Gemeindever-
waltungsverbands Raumschaft Triberg ©Geoportal 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungs-
pläne aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 
zu entwickeln. Bei der Aufstellung des Be-
bauungsplans ĂTiefentalñ sind deshalb die 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
des Gemeindeverwaltungsverbands Raum-
schaft Triberg zu beachten. Im rechtswirksa-
men FNP ist für den Planbereich teilweise 
Wohnnutzung dargestellt. Vorgesehen ist 
die Ausweisung eines allgemeinen 
Wohngebiets gemäß § 4 BauNVO. Der Be-
bauungsplan weicht demnach geringfügig 
von den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes ab.  
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans und 
der Ausweisung von Wohnbauflächen ist ge-
währleistet, dass ein künftiges Vorhaben 

N 

N 
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Raumordnung BW,02/2019 (Auszug) nicht von der in der Umgebung vorherr-
schenden Struktur abweicht.   

Bodenrelevante Spannungen ï beispielsweise in Form eines immissionsschutzrechtlichen 
Konflikts durch das Nebeneinander eines ansässigen störenden Betriebs und einer hinzu-
kommenden Wohnnutzung ï sind nach derzeitigem Kenntnisstand auszuschließen. 
 
Unter Berücksichtigung der Siedlungsentwicklung in den Außenbereich kann eine Abrun-
dung des Siedlungskörpers am östlichen Ortsrand herbeigeführt werden. Dies entspricht 
dem Grundsatz des in § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB verankerten Planungsziels nach Berücksich-
tigung der Belange des Orts- und Landschaftsbildes.  
 
Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung nachträglich anzupassen; ein for-
melles Änderungsverfahren ist gemäß den gesetzlichen Vorgaben des § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB entbehrlich, da die zuvor erwähnte geordnete städtebauliche Entwicklung gewähr-
leistet wird. Der Gemeindeverwaltungsverband Raumschaft Triberg wird die Anpassung des 
Flächennutzungsplans unmittelbar, ohne die Durchführung eines formellen Änderungsver-
fahrens vornehmen. 

 
 
4.3.1 Bauflächenbedarfsnachweis 

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren durchgeführt wird, ist der Flächennut-
zungsplan gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Zuge der Berichtigung anzupassen. Die An-
forderungen des Baugesetzbuches nach § 1 a im Aufstellungsverfahren des Bebauungs-
plans bleiben bestehen. 
 
Die vorgesehene Erweiterung des Ortsteilrandes dient der Nachfrage nach Wohnbaufläche 
in Triberg bzw. dessen Ortsteils. Die Stadt Triberg hat als städtebauliches Ziel einerseits die 
Innenentwicklung zu stärken und andererseits auch für den konkreten örtlichen Bedarf Bau-
flächen am Ortsrand bereitzustellen.  
 
Die Stadt Triberg ist als Unterzentrum eingestuft und als Siedlungsbereich Wohnen festge-
legt (Ziel der Raumordnung, Ziffer 2.1.3). Zur Bestimmung des Wohnbauflächenbedarfs wird 
als Orientierungswert ein Zuwachsfaktor von 0,3 zugrunde gelegt. 
 
Ausgehend vom derzeitigen Einwohnerstand (4.787 [31.12.2017]) ist somit mit einem Einwoh-
nerzuwachs von 15 Personen in den nächsten 5 Jahren zu rechnen. Durch die Einstufung 
als Unterzentrum werden 70 Einwohner je Hektar als Mindestanforderung gestellt. Somit 
ergibt sich ein Flächenbedarf von 1,1 Hektar. 
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Der Bebauungsplan entspricht den Zielen der Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB. 
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Teil B Planungsbericht 

5. Planungskonzept 

5.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Durch die Änderung des Baugesetzbuches im Mai 2017 verdeutlicht der Gesetzgeber, dass 
sich zukünftig die Steuerungs- und Gestaltungsaufgaben der Bauleitplanung verstärkt auch 
auf den Siedlungsbestand ausrichten sollen. Mit der geplanten Aufstellung des Bebauungs-
plans wird dieses vom Gesetzgeber ausgegebene Ziel verfolgt. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll die zukünftige bauliche Entwicklung der Flä-
che so gelenkt werden, dass eine städtebauliche Fortentwicklung der umgebenden Bebau-
ungsstruktur gewährleistet wird.  
 
Planungsziel ist es, mit dem vorliegenden Bebauungsplan das Entwicklungspotential zur De-
ckung des Wohnraumbedarfes innerhalb des Stadtgebietes von Triberg auszuschöpfen und 
Wohnbauflächen zu schaffen. 
 
Die angestrebte Entwicklung der Fläche bietet durch die Art und das Maß der vorhandenen 
umgebenden Bebauung sowie der sich an die Siedlung anschließenden Freiflächen die ide-
ale Voraussetzung zur Ansiedlung von Wohnbebauung. Die neue Wohnbebauung soll sich in 
Art und Maß an die vorhandene Bebauung anlehnen. 
 
Hierzu hat die Stadt Triberg in ihrem Gebiet unter Berücksichtigung einer städtebaulich  
geordneten Entwicklung geeignete Flächen in einem ausreichenden Umfang auszuweisen, 
so dass eine Bebauung vorrangig gefördert werden kann.   
 
Die Stadt hat für das Bebauungsplangebiet folgende Planungsleitziele definiert:  

¶ Umsetzung einer zeitgemäßen Architektur mit Zulassung u.a. von Flach- und Pult-
dachhäusern,  

¶ Gewährleistung einer wirtschaftlichen Erschließung i.S. § 1 (6) Nr. 2 BauGB,  

¶ Berücksichtigung der umweltrelevanten Belange wie Artenschutz,  

¶ Berücksichtigung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen und deren Er-
schließung  
  

 
 

5.2 Städtebauliches Konzept 

5.2.1 Sektorale Konzepte 

Baulich-räumliches Konzept 

Die Bebauung der umliegenden Wohngebäude wird durch freistehende, hauptsächlich 
zweigeschossige Einzelhäuser geprägt. Diese Bebauungsstruktur soll mit der neuen Bebau-
ung harmonisieren werden. Hierzu wird die Wand- und Gebäudehöhe definiert und Einzel- 
und Doppelhäuser zugelassen, aber auch kleinere Wohnformen (Wohnbungalows) sind 
möglich. 
 
Nutzungskonzept 

Vorgesehen ist, die Baugrundstücke im Plangebiet vorwiegend zum Wohnen bereitzustellen. 
Diese Nutzung entspricht dem Charakter der umgebenden Baugrundstücke. Innerhalb des 
Plangebiets sind keine Unterteilungen der Nutzungsart vorgesehen. 
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Verkehrskonzept 

Der verkehrliche Anschluss erfolgt über die Verlängerung der Straße Am Firstberg (Plan-
straße 1). Am Ende der Planstraße 1 wird eine Wendemöglichkeit für Fahrzeuge sowie für 
Müllsammelfahrzeuge eingeplant.  
 
 

5.3 Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 

Da durch die vorliegende Bauleitplanung neues Baurecht auf landwirtschaftlich genutzten 
Flächen entsteht, ist gem. § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB die Inanspruchnahme unter Ermittlung 
potenzieller Innenentwicklungsflªchen und Ăvorrangigerñ Innenentwicklungspotenziale wie 
Brachflächen, Gebäudeleerständen und Baulücken zu begründen.   
So befinden sich in der Stadt Triberg zwar einige Flächen, auf denen eine sinnvolle Innen-
entwicklung vollzogen werden könnte, jedoch ist in der Vergangenheit seitens der Eigentü-
mer kein Bau-, Entwicklungs- bzw. Veräußerungsinteresse geäußert worden.  
 
Darüber hinaus soll mit der vorliegenden Planung nicht nur der Ortsteil gestärkt werden, son-
dern auch bereits durch Bebauung geprägte Gebiete sowie verkehrlich und technisch er-
schlossene Bereiche planungsrechtlich einer Bebauung zugänglich gemacht werden. 
 
¦ber den gem. Ä 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB Ănotwendigen Umfangñ bei der Umnutzung land-
wirtschaftlicher Flächen wird nicht hinausgegangen. 
 
Ohne den Erlass des Bebauungsplans ist das Plangebiet aus bauplanungsrechtlicher Sicht  
nach wie vor dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zuzuordnen.   
Bauliche Vorhaben könnten entweder als privilegierte Vorhaben nach § 35 (1) BauGB oder  
aber als sonstiges Vorhaben nach § 35 (2) BauGB zugelassen werden, sofern öffentliche 
Belange nicht beeinträchtigt werden.   



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften ĂTiefentalñ Stadt: Triberg 
Fassung: Entwurf zur Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB 
 Stand: 30.04.2021 
 

Begründung 

 

Seite 21 von 39 

6. Planinhalte und Festsetzungen 

6.1 Bebauung 

6.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Auf der Grundlage der angeführten Planungsleitziele wird zur Art der baulichen Nutzung ein 
Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt.  
 
Nach der Zweckbestimmung des § 4 Abs. 1 dient ein WA vorwiegend dem Wohnen. Der 
Nutzungskatalog sieht neben der Hauptnutzungsart jedoch noch weitere, das Wohnen er-
gänzende Nutzungen vor.   
 
Es handelt sich hierbei um solche Nutzungsarten, die das Wohnen nicht stören, jedoch eine 
gewisse Nutzungsdurchmischung ermöglichen. So kann sich beispielsweise neben der 
Wohnnutzung in einem WA auch das Ănicht stºrende Handwerkñ etablieren. Insgesamt er-
möglicht die Vielfalt des Nutzungskatalogs das Herausbilden einer gewissen ĂInfrastrukturñ, 
was gerade für Wohngebiete in ländlich strukturierten Gemeinden und Städten typisch und 
von gewisser Bedeutung ist, wenn beispielsweise der Dominanz des reinen Wohnens und 
somit der Herausbildung einer ĂSchlafstadtñ entgegengewirkt werden soll. Insgesamt muss 
die Wohnnutzung jedoch eindeutig vorherrschen.  
 
Dennoch wird im Bebauungsplan eine differenzierte Betrachtung zur Zulässigkeit der gemäß  
Zulässigkeitskatalog zulässigen Nutzungen vorgenommen. Neben den ortsspezifischen Ge-
gebenheiten ist insbesondere die rechtliche Situation hierfür ausschlaggebend.  
 
Als eine wesentliche Anwendungsvoraussetzung für Bebauungspläne nach § 13b BauGB ist  
die Schaffung der Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Wohnnutzung definiert.  
 
In einem Urteil des BayVGH (VGH München, Beschluss v. 04.05.2018 ï 15 NE 18.382) ist  
entschieden worden, dass soweit § 13b BauGB überhaupt die Möglichkeit der Festsetzung  
eines allgemeinen Wohngebiets (WA) eröffnen sollte, die Gemeinde in diesem Fall zumin-
dest gehalten ist, über § 1 Abs. 5 BauNVO diejenigen Nutzungen auszuschließen, die nach  
§ 4 Abs. 3 Nr. 1 ï Nr. 5 BauNVO i.V. mit § 31 Abs. 1 BauGB ausnahmsweise zugelassen 
werden können.  
 
So sind künftig im Bebauungsplangebiet lediglich Wohngebäude, die der Versorgung des 
Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerks-
betriebe und Anlagen für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke allgemein zulässig.  
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen 
für Verwaltungen sowie Anlagen für kirchliche und kulturelle Zwecke werden aus dem o.a. 
Grund für unzulässig erklärt. 
 
 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 BauNVO kann in einem Bebauungsplan 
das Maß der baulichen Nutzung grundsätzlich durch verschiedene Bestimmungsfaktoren wie 
die Zahl der Vollgeschosse, Grund- und Geschoßflächenzahl sowie die Steuerung der Höhe 
baulicher Anlagen festgelegt werden.   
Zur Steuerung des Maßes der baulichen Nutzung regelt der vorliegende Bebauungsplan die  
höchstzulässige Geschoß- und Grundflächenzahl, die Zahl der Vollgeschosse sowie die ma-
ximale Höhe der baulichen Anlagen. Bei den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung orientiert sich der Bebauungsplan an dem Ziel nach Gewährleistung einer funktions- 
und nutzergerechten Grundstücksausnutzung. 
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Geschoßflächen- und Grundflächenzahl 

Mit der Nutzung der Festsetzungsmöglichkeiten in Form der Grundflächenzahl erfolgt im Be- 
bauungsplan grundsätzlich die Steuerung der zulässigen Bodenversiegelung.   
Im vorliegenden Geltungsbereich sind für die Geschoß- und Grundflächenzahl die in einem 
Allgemeinen Wohngebiet höchstzulässigen Werte der BauNVO von GFZ = 1,2 und GRZ  
= 0,4 für zulässig erklärt.  
Wesentlicher Grund hierfür ist die bereits erwähnte Möglichkeit nach Ausnutzung einer 
höchstmöglichen Grundstücksausnutzung. Für die künftigen Bauherren kann auf diese 
Weise eine ausreichende Fläche für die Unterbringung der baulichen Anlagen zur Verfügung 
gestellt werden. Eine bedarfs- und funktionsgerechte Ausnutzung des jeweiligen Baugrund-
stücks ist somit möglich.   
Dem ökologischen Grundgedanken nach einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden  
wird insoweit Rechnung getragen, dass durch die Festsetzung von überbaubaren Flächen 
die Versiegelung auf bestimmte Grundstücksteile beschränkt wird und bestimmte Grund-
stücksflächen von einer Bebauung mit Hauptgebäuden verschont bleiben. In Ergänzung 
hierzu tritt die Regelung zur abweichenden Bauweise mit einer Begrenzung der Baukörper-
längen (vgl. Ziffer 6.3).  
 
Allerdings besteht unter Berücksichtigung der Zulässigkeit von Nebenanlagen, Stellplätzen  
und Garagen und der hierfür eingeräumten gesetzlichen Überschreitungsmöglichkeit nach  
§ 19 Abs. 4 BauNVO auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen kein vollständiger Be-
bauungsausschluss bzw. eine flächenschonende Inanspruchnahme für diese Flächenteile.   
 
Höhe baulicher Anlagen 

Aus städtebaulicher Sicht ist die Steuerung der Höhenentwicklung grundsätzlich notwendig,  
um auf diese Weise eine möglichst wirkungsvolle Einbindung in das Orts- und Landschafts-
bild erzielen zu können.   
 
Die in der Umgebungsbebauung vollzogene Siedlungsentwicklung hat zu einer insgesamt 
homogenen Höhenentwicklung geführt, die im Hinblick auf das Ortsbild eine prägende Wir-
kung auch für die hinzukommende Bebauung übernimmt.   
 
Des Weiteren ist auf die Ortsrandlage zu verweisen, die einen entsprechenden Anspruch an  
die Einbindung in das Ortsbild fordert und zugleich einen harmonischen Übergang in die an- 
grenzende freie Landschaft bzw. das Landschaftsbild bedingt. 
  
Weiterhin hat die Stadt als ein Planungsziel die Umsetzung einer zeitgemäßen Architektur 
als ein Planungsziel definiert. Hierbei sollen neben den regionstypischen Gebäuden mit ge-
neigten Dächern (z. B. Sattel- und Walmdach) auch derzeit als Ămodernñ geltende Gebªude 
mit einseitigem Pultdach und Flachdach möglich sein.     
 
Für das allgemeine Wohngebiet (WA) wird in der Nutzungsschablone eine Gebäudehöhe 
(GH) von 9,0 m festgesetzt. Mit diesen Höhen wird die Errichtung von zweigeschossigen Ge-
bäuden ermöglicht. Außerdem kann zusätzlich Wohnraum im Dachgeschoss errichtet wer-
den. 
 
Für die maximale Höhe der baulichen Anlagen wird unter Bezug auf § 18 Abs. 1 BauNVO als 
unterer Bezugspunkt die Oberkante der zugehörigen Erschließungsstraße in der straßenzu-
gewandten Mitte des Gebäudes festgesetzt (vgl. Ziffer 6.6.3). 
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Vollgeschosse 

Durch die festgesetzte Gebäudehöhe können mehr Vollgeschosse entstehen, als die umge-
bende Bebauung aufweist. Da beabsichtigt wird, dass ein Dachgeschoss ausgebaut werden 
kann, aber kein drittes Vollgeschoss entstehen soll, werden bis zu zwei Vollgeschosse (II ) 
festgesetzt. 
 
 

6.3 Bauweise 

Im Plangebiet ist eine abweichende Bauweise (a) gemäß § 22 Abs. 4) BauNVO festgesetzt 
worden.    
 
Zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser gemäß folgender Definition:  
Einzelhäuser sind allseitig freistehende Gebäude, die an den beiden seitlichen Grundstücks- 
grenzen die nach Landesrecht erforderlichen Abstandsflächen einzuhalten haben. Ihre 
größte Länge darf höchstens 15 m betragen.  
 
Doppelhäuser sind zwei selbstständig benutzbare an einer gemeinsamen Gebäudetrenn-
wand ï auch gestaffelt ï aneinandergebaute, im Übrigen jedoch freistehende Gebäude. Ihre 
größte Länge darf höchstens 8 m pro Doppelhaushälfte betragen.  
 
Zu der nicht angebauten seitlichen Grundstücksgrenze muss die nach Landesrecht erforder-
liche Abstandsfläche eingehalten werden. Sie können auf einem oder auf zwei aneinander-
grenzenden Grundstücken stehen.  
 
Mit dieser abweichenden Bauweise soll eine verdichtete und überproportioniert wirkende 
Bauweise vermieden und dem Ziel der städtebaulichen Entwicklungskonzeption nach Schaf-
fung einer aufgelockerten freistehenden Einzel- und Doppelhausbebauung entsprochen wer-
den.  
  
Hausgruppen sind nicht zulässig. Diese Bebauungsform könnte zu einer verdichteten Bau- 
weise führen, die aus Sicht der Ortsgemeinde eher städtischen Lebensformen gerecht wird.   
Ziel ist jedoch die bereits mehrfach erwähnte aufgelockerte Bebauung mit Einzel- und Dop-
pelhäusern mit vertretbaren, der Umgebungsbebauung entsprechende Baukubaturen, die 
zudem dem Ortscharakter entsprechen. 
 
 

6.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Zwecks Steuerung der Bebauung (Hauptgebäude) auf den Grundstücken sind überbaubare  
Grundstücksflächen festgesetzt. Diese werden durch Baugrenzen bestimmt.  
Die Festlegung der überbaubaren Flächen durch Baugrenzen bedeutet, dass sie nicht über- 
baut werden dürfen, ein Gebäude aber durchaus hinter der Baugrenze zurückbleiben kann. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen weisen eine ausreichende Dimensionierung auf, um  
den künftigen Bauherren einen ausreichenden Spielraum für die Anordnung ihrer Gebäude  
auf dem Grundstück einzuräumen sowie dem gewählten Gebietscharakter des Allgemeinen  
Wohngebietes Rechnung tragen zu können. 
 
Untergeordnete bauliche Anlagen sollen dagegen auch außerhalb der Baufenster zugelas-
sen werden, um die Nutzung der Baugrundstücke nicht zu stark einzuschränken. Aus diesem 
Grund wird festgesetzt, dass Nebenanlagen (§ 14 BauNVO), Stellplätze und Garagen (§ 12 
BauNVO) sowie überdachte Stellplätze auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig sind. Klargestellt wird außerdem, dass die überbaubaren Grundstücksflächen 
nur oberhalb der Geländeoberfläche gelten. 
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6.5 Höchstzahl der Wohnungen 

Die höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB im allge-
meinen Wohngebiet (WA) mit zwei je Einzelhaus und eine Wohneinheit je Doppelhaushälfte 
festgesetzt. Das städtebauliche Ziel der Stadt Triberg ist, grundsätzlich die Errichtung von 
Ein- und Zweifamilienhäusern in dieser Baugebietsfläche zu ermöglichen. Mit der Beschrän-
kung der Zahl der Wohneinheiten sollen insbesondere das Verkehrsaufkommen reduziert 
und eine hohe Wohnqualität erreicht werden. Des Weiteren soll sich das Plangebiet in die 
Siedlungsdichte der umgebenden Bebauung einfügen und eine hohe Wohnqualität erreicht 
werden. 
 
 

6.6 Verkehr 

6.6.1 Verkehrsflächen 

Zur Schaffung der Voraussetzungen für eine gesicherte Erschließung i. S. des § 30 BauGB  
setzt der Bebauungsplan auf der Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB öffentliche Ver-
kehrsflächen fest. Damit erfolgt eine planungsrechtliche Sicherung der aus verkehrsplaneri-
scher Sicht benötigten Flächen. 
 
In diesem Zusammenhang ist für die Ebene des Bebauungsplans jedoch folgendes zu be-
achten: Die Festsetzung einer Verkehrsfläche auf der Ebene des Bebauungsplans ist grund-
sätzlich nur rein bodenrechtlicher Natur. Sie normiert lediglich die Flächen, die künftig für die 
Abwicklung von verkehrsplanerischen Aspekten zur Verfügung stehen. Dies bedeutet, dass 
auf der Ebene des Bebauungsplans ausschließlich die planungsrechtliche Sicherung der Flä-
chen für die Herstellung von Verkehrsanlagen erfolgt.   
Ausbaudetails sowie Regelungen anderer Rechtsbereiche wie beispielsweise der Widmung,  
Verkehrssicherung und Verkehrslenkung erfolgen in den der Bauleitplanung nachfolgenden  
Verfahren.   
 
Die Breite der Straße beträgt 6,50 m. Diese ist als Stichstraße konzipiert, an deren Ende 
eine Wendeanlage ist, die einem 3-achsigen Müllfahrzeug ein problemloses Wenden ermög-
licht.  
 
Der Anschluss des Plangebietes erfolgt über die StraÇe ĂAm Firstbergñ im Westen und von 
dort an das überörtliche Straßenverkehrsnetz in Richtung B 33. 
 
Aufteilung Verkehrsflächen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB werden die öffentlichen Verkehrsflächen festgesetzt und 
mit Straßenbegrenzungslinien in der Planzeichnung abgegrenzt. Klarstellend wird festge-
setzt, dass die Flächenaufteilungen zwischen den Straßenbegrenzungslinien hierbei unver-
bindlich sind. Innerhalb der öffentlichen Straßenverkehrsflächen können sich demnach auch 
Bäume, öffentliche Parkplätze, Fußwege und Standplätze für Wertstoffcontainer befinden, 
deren genaue Lage der Straßenausbauplanung vorbehalten bleibt. 
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6.6.2 Verkehrsentwicklung 

Der durch das Plangebiet verursachte Zusatzverkehr wurde auf Basis der Studie āIntegration 
von Verkehrsplanung und räumlicher Planung, Teil 2: Abschätzung der Verkehrserzeugung 
durch Vorhaben der Bauleitplanungô, Heft 42 der Schriftenreihe der Hessischen StraÇen- und 
Verkehrsverwaltung, Hessisches Landesamt für Straßen- und Verkehrswesen, Wiesbaden, 
2000, prognostiziert: 
 

Wohneinheiten (WE) 15

Einwohner (E) 2,5 E/WE 38

Anzahl der Wege 3,5 Wege pro E und Tag 131

Anteil MIV 80% Anteil der Kfz-Fahrten 105

Pkw-Besetzungsgrad 1,2 Personen/Pkw 88

Kfz-Aufkommen Einwohner 88

Besucherfahrten 0,25 Fahrten/E 9

Ver-/Entsorgung 0,05 Fahrten/E 2

Sonstige Fahrten 0,1 Fahrten/E 4

Kfz-Aufkommen gesamt 103

Tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) 95% Fahrten je Stunde 6

Nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) 5% Fahrten je Stunde 1

Spitzenstunde Fahrten 10  
 
Bei einer angenommenen Tag- und Nachtverteilung des Kfz-Verkehrs von 95 % am Tag und 
5 % in der Nacht ergibt dies tagsüber eine Verkehrsmenge von etwa 6 Kfz je Stunde. Die an-
grenzenden Straßen können diese zusätzliche Verkehrsmenge aufnehmen. 
Insgesamt kommt es so zu einem Verkehrsaufkommen durch die neuen Bewohner der Plan-
gebietes um ca. 88 Fahrten am Tag. Insgesamt kommt es somit zu einem gesamten Ver-
kehrsaufkommen mit den benachbarten Gebieten von ca. 103 Fahrten am Tag.  
An Spitzenstunden sind mit 14 Fahrten je stunden zu rechnen. 
 
 

6.7 Technische Infrastruktur 

6.7.1 Energieversorgung 

Das Plangebiet soll über die bestehenden Leitungen in der StraÇe ĂAm Firstbergñ mit elektri-
schem Strom versorgt werden. Das Energieversorgungsunternehmen EGT Energie als Lei-
tungsträger wurde in das Bebauungsplanverfahren eingebunden. 
 
Die herzustellenden Stromanschlüsse im Plangebiet sollen entsprechend dem heutigen 
Stand der Technik als Erdkabel ausgeführt werden. 
 
6.7.2 Trinkwasser 

Die Kapazität des Wasserversorgungsnetzes der Stadt Triberg ist ausreichend. An dieses 
Netz kann das Plangebiet angeschlossen werden. Die Versorgungsleitungen werden in öf-
fentlichen Verkehrsflächen verlegt. Die Eintragung von Leitungsrechten zur Sicherstellung 
der Wasserleitungen ist nicht erforderlich. 
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6.7.3 Entwässerung 

Die Stadt Triberg entwässert im Trennsystem.  
 
Ableitung der Schmutzwasserabflüsse 

Für die Ableitung des im Baugebiet anfallenden Schmutzwassers, wird in der neuen Er-
schließungsstraße eine Schmutzwasserkanalisation verlegt. 
 
Das Schmutzwasser des Neubaugebietes wird an den bestehenden Schmutzwasserschacht 
in der StraÇe ĂAm Firstbergñ angeschlossen. 
 
Ableitung der Oberflächenabflüsse  

Eine zentrale Versickerungsanlage ist nicht geplant. 
 
Wild abfließendes Niederschlagwasser und/oder Grundwasser, welches dem Plangebiet ggf. 
störend zufließen kann, darf weder der Misch- noch der Schmutzwasserkanalisation zugelei-
tet werden, sondern ist durch geeignete Maßnahmen möglichst ortsnah zu bewirtschaften. 
Gegebenenfalls dafür notwendige Versickerungen sollen eine mindestens 30 cm mächtige 
belebte Oberbodenzone aufweisen.  
 
Das innerhalb des Baugebietes auf Dach- und Hofflächen anfallende Niederschlagswasser 
ist der öffentlichen Versickerungs- und Retentionsmulde zuzuleiten und dort über eine be-
lebte Oberbodenzone zu versickern und bei Bedarf gedrosselt in den natürlichen Vorfluter 
(Tiefentalbach) einzuleiten.  
 
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf 
nicht zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. Der natürliche Ab-
lauf wild abfließenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks 
verstärkt oder auf andere Weise verändert werden. 
 
Zum Abfangen der Oberflächenzufluss aus dem darüberliegenden Gebiet, ist am nördlichen 
Rand außerhalb des Gebietes eine Einrichtung zum Abfangen des aus dem Außenbereich 
einfließendes Oberflächenwasser anzulegen. 
 
Regenwasserrückhaltung  

Eine Regenwasserrückhaltung auf den privaten Baugrundstücken ist nicht vorgesehen. 
Durch die Regenwassereinleitung in den Tiefentalbach kommt es zu keiner Verschärfung der 
Hochwassersituation im Gewässer. Die Wasserspiegellage ist durch die Einleitung nahezu 
unverändert. Es handelt sich maximale Abweichungen von +- 1 cm Höhe. 
 
Bei der Einleitung von Niederschlagswasser in ein oberirdisches Gewässer sind erhebliche 
hydraulische Belastungen, die den Zustand eines Gewässers nachteilig verändern, zu ver-
meiden. 
 
Anlagen zur Versickerung, Behandlung und Rückhaltung von Niederschlagswasser müssen 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen 
 
Behandlung der Oberflächenabflüsse 

Eine Behandlung der Oberflächenabflüsse ist aufgrund der beabsichtigten Nutzung des Bau-
gebietes ĂTiefentalñ als allgemeines Wohngebiet nicht erforderlich. 
 



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften ĂTiefentalñ Stadt: Triberg 
Fassung: Entwurf zur Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB 
 Stand: 30.04.2021 
 

Begründung 

 

Seite 27 von 39 

Sämtliches anfallendes unverschmutztes Niederschlagswasser (von Dachflächen, von un-
versiegelten Flächen und von Pkw-Stellplätzen) ist wie weiter oben beschrieben, der öffentli-
chen Versickerungs- und Retentionsmulde zuzuführen und über eine belebte Oberboden-
zone zu versickern. Von dort wird das Wasser dann bei Bedarf in den Tiefentalbach eingelei-
tet.  
 
6.7.4 Telekommunikation 

Das Plangebiet soll an das bestehende Telekommunikationsnetz angebunden werden. Zur 
Versorgung des neuen Baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur ist die Verlegung 
neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets erforderlich. 
Die Deutsche Telekom als Leitungsträger wurde in das Bebauungsplanverfahren eingebun-
den. 
 
6.7.5 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen 

Versorgungsanlagen und -leitungen sind im allgemeinen Wohngebiet gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
13 BauGB unterirdisch zu führen. Im Zuge der Erschließungsarbeiten des Baugebietes kann 
die unterirdische Verlegung erfolgen, so dass ein möglicher Mehraufwand gegenüber oberir-
discher Verlegung minimiert werden kann. In diesem Fall werden die wirtschaftlichen Interes-
sen der Träger der einzelnen Versorgungsanlagen und -leitungen hinter die Belange der 
Baukultur und der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes gestellt. 
 
 

6.8 Schutz, Pflege und Entwicklung 

6.8.1 Grundwasserschutz 

Zum Schutz des Grundwassers und des Bodens wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB die 
Verwendung von unbehandelten Dacheindeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei ausgeschlos-
sen. Dadurch können Bodeneinträge dieser Metalle bei Versickerungen ins Grundwasser 
verhindert und Belastungen von Boden und Grundwasser vermieden werden. 
 
6.8.2 Versiegelung 

Festgesetzt wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, dass auf den Baugrundstücken die Befes-
tigung von Zufahrten und ihren Stellplätzen, sowie Hofflächen und Gartenwege nur in versi-
ckerungsfähigem Aufbau zulässig ist. Ziel dieser Festsetzung ist, die Abflussmengen von 
versiegelten Flächen zu reduzieren und dadurch die Belastung der Kanalisation zu verrin-
gern. Gleichzeitig wird aufgrund der feuchteren Umgebungsbedingungen das Kleinklima ver-
bessert und zumindest eine zeitweise Kühlung des Umfeldes befördert. Darüber hinaus soll 
die Bodeninanspruchnahme geringgehalten und die Grundwasserneubildung gefördert wer-
den. Auf den entsprechend befestigten Flächen ist sicherzustellen, dass eine Verunreinigung 
durch Lagern und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen durch die Fahrzeugreinigung, 
oder Wartung nicht zu erwarten ist. 
 
Als versickerungsfähiger Belag wird hierbei eine Oberflächenbefestigung bezeichnet, welche 
Oberflächenwasser am Ort ihres Auftretens in größerem Umfang versickern lässt. In dem in 
Deutschland g¿ltigen āMerkblatt für versickerungsfªhige Verkehrsflªchenó der FGSV werden 
die Flächenbefestigung mit wasserdurchlässigen Pflastersystemen, Pflastersteinen mit Si-
ckerfugen, Drainasphaltschichten und Drainbetonschichten beschrieben. Die Anwendung mit 
Pflastersystemen ist dabei die am häufigsten verbreitete versickerungsfähige Flächenbefesti-
gung. Wassergebundene Deckschichten sind im bautechnischen Sinne keine versickerungs-
fähigen Verkehrsflächen. 
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6.8.3 Beleuchtung 

Aus Belangen des Umweltschutzes und der Wirtschaftlichkeit wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB festgesetzt, dass für die Beleuchtung im öffentlichen Raum UV-anteilarme Beleuch-
tungskörper zu verwenden sind, beispielsweise LED. Hintergrund ist, dass Insekten auf die-
ses Licht weniger empfindlich reagieren und dieses daher weniger anfliegen.  
Neben der besseren Verträglichkeit stellen diese Leuchtmittel auch noch eine sehr sparsame 
und effiziente Nutzung von Energie dar. 
 
Es ist insektenfreundliche Außenbeleuchtung (LED- oder Natriumdampfhochdrucklampen 
mit langweiligem gelblichem Lichtspektrum) zu installieren und die Abstrahlung der Beleuch-
tung in den Landschaftsraum ist durch geeignete Ausrichtung, ggf. durch Blendrahmen, Ver-
wendung von bodennahen Leuchten zu Wegausleuchtung, zu vermeiden. 
 
6.8.4 Gewässerrandstreifen 

Zum Schutz der Gewässer ist ein Gewässerrandstreifen mit einer Breite von 10 m zwischen 
der Bebauung und der Oberkannte der Gewässerböschung einzuhalten. Im Bereich des Tie-
fentalbaches sind dies in diesem Falle zehn Meter, da sich das Gebiet im Außenbereich be-
findet. Diese Gewässerrandstreifen befinden sich auf den dortigen Privatgrundstücken.  
 
In einem Gewässerrandstreifen ist gemäß § 38 Abs. 4 WHG und § 29 Abs. 2 und 3 WG ver-
boten: 
 

¶ Die Umwandlung von Grünland in Ackerland. 

¶ Das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern  

¶ Das Anpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern. 

¶ Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen [ ... ] 

¶ Die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den  
Wasserabfluss behindern können oder die fortgeschwemmt werden  
können. 

¶ Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
in einem Bereich von fünf Metern. 

¶ Die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen sowie Auffüllungen 
(Hinweis: Als bauliche Anlagen zählen auch Einfriedungen  
wie beispielsweise Zäune oder Mauern.) 

¶ zu verwenden sind hier die Arten der Pflanzliste 2. 
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Pflanzliste 2 
 
6.8.5 Anpflanz- und Erhaltungsfestsetzungen 

Baumpflanzung 

Je 400 m² Grundstücksfläche ist ein gebietsheimischer, standortgerechter Laubbaum nach 
Vorgabe der Pflanzliste 1 anzupflanzen. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Aus-
fall zu ersetzen. Der Standort kann auf dem Grundstück frei gewählt werden. 
 
Zur Minimierung des Eingriffs in das Landschaftsbild und aufgrund der exponierten Lage wird 
die Pflanzung von Koniferen und nicht gebietsheimischen Baum- und Staucharten ausge-
schlossen.  
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Pflanzliste 1 
 
 

6.9 Immissionsschutz 

6.9.1 Landwirtschaft 

Laut § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB ist bei Eingriff in landwirtschaftlich genutzte Flächen immer 
zu begründen, inwieweit die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlicher Flächen be-
steht; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 
werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 
Nachverdichtungspotentiale zählen können. Da das Plangebiet vollständig landwirtschaftli-
che Flächen umfasst, ist der Bedarf unter Berücksichtigung der noch vorhandenen Innenent-
wicklungspotentiale darzulegen. Der Bedarf begründet sich vor allen aus den nachfolgend 
zum Teil dargelegten Gründen: 
 
Á Hohe Arbeitsplatzattraktivität, 
Á Bevölkerungsentwicklung, 
Á Vorranggebiet Schwerpunkt des Wohnungsbaus, 
Á Gute Verkehrserschließung, 
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Á Ausbau des Infrastrukturangebots, 
Á Ausbau des Betreuungsangebots. 

 
Durch die Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen kann es zu Immissionen im Plan-
gebiet kommen. Vom Landratsamt Ortenaukreis, Amt für Landwirtschaft, wird daher die Ein-
haltung eines Abstands von 20 m zwischen landwirtschaftlicher Nutzfläche und Wohnbauflä-
che empfohlen, um zukünftige Konflikte und Einschränkungen bei der Nutzung der landwirt-
schaftlichen Flächen zu vermeiden. 
 
Durch diesen Abstand wird nach Einschätzung des Landratsamts Ortenaukreis ein ausrei-
chender Schutz vor der Abdrift von Pflanzenschutzmitteln erreicht, so dass Nutzungskonflikte 
ausgeschlossen werden können.  
Durch das Anpflanzen einer 2 bis 3-reihigen, mindestens 1,80 m hohen Abschirmhecke (win-
tergrün bzw. spät Laub abwerfend), kann dieser Abstand reduziert werden.  
Die angrenzenden Flächen sind im Eigentum desselben Eigentümers der Fläche des Plan-
gebietes. Die Flächen werden so bewirtschaftet, dass es zu keinen Konflikten mit der Wohn-
nutzung auf dem Gebiet selbst kommen wird. 
 
 

6.10 Umweltbelange 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien 
(EAG Bau, BGBl. I S.1359) am 20.07.2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Um-
weltberichtes in die Begründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Da-
rin sollen die im Rahmen der Umweltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes syste-
matisch zusammengetragen und bewertet werden. Der Umweltbericht ist in die Abwägung 
einzustellen. Dieses Verfahren ist für alle Bauleitpläne anzuwenden, deren Verfahren nach 
Inkrafttreten des EAG Bau eingeleitet wurde.  
 
Eine Ausnahme stellen hierbei jedoch Bebauungspläne dar, die unter Anwendung des ver-
einfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB bzw. des beschleunigten Verfahrens gemäß 
§ 13b BauGB aufgestellt werden. Im Zuge des vorliegenden Bebauungsplanes im beschleu-
nigten Verfahren werden die Umweltbelange entsprechend den Vorgaben des § 13b BauGB 
berücksichtigt und im Folgenden dargestellt. 
 
Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft / Klima und Landschaft 

Innerhalb des Plangebietes sind keine gesetzlich geschützten Biotope oder Lebensräume 
nach der FFH-Richtlinie vorhanden.  
Auch liegen keine Hinweise auf Vorkommen geschützter Arten vor. Aufgrund der großräumig 
anthropogenen Überformung des Umfelds und der bestehenden gewerblichen Nutzung sind 
durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine negativen Auswirkungen auf die Aspekte 
Pflanzen, Boden, Wasser und Landschaft zu erwarten. 
 
Hinsichtlich der Auswirkungen auf die Themenfelder Luft und Klima gilt, dass dem Standort 
keine besondere Bedeutung hinsichtlich der Kaltluftentstehung oder für den Klimaschutz zu-
kommt, so dass auch hierfür keine negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 
 
Betroffenheit von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung und des Europäischen Vogel-

schutzes 

Da das Plangebiet nicht Teil eines Gebietes gemeinschaftlicher Bedeutung oder eines Euro-
päischen Vogelschutzgebiets ist und auch nicht im Einflussbereich eines solchen liegt, 
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kommt es durch das Vorhaben zu keiner Flächenbeanspruchung oder anderweitigen Beein-
trächtigung von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung oder von Europäischen Vogel-
schutzgebieten. 
 
Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 

Mögliche immissionsschutzrechtliche Konflikte für die im Plangebiet wohnenden Menschen 
(Störwirkungen durch Lärm) sind infolge dieser geringfügigen Verdichtungserscheinungen 
nicht zu erwarten. Das gesundheitliche Gefährdungspotential ist als sehr gering einzustufen. 
 
Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind durch die Maßnahme nicht betroffen. 
 
Vermeidung von Emissionen / Nutzung erneuerbarer Energien 

Durch die Errichtung von Wohngebäuden werden keine nennenswerten zusätzlichen Emissi-
onen verursacht. Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien, schließt diese jedoch auch nicht von der Zulässigkeit aus. 
 
Auswirkungen auf Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Die durch den Bebauungsplan vorbereitete Bebauung wird keine besonderen für die Luftqua-
lität entsprechender Gebiete relevanten Emissionen zur Folge haben, so dass durch die Pla-
nung keine erheblichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden 
bestmöglichen Luftqualität resultieren. 
 
Eingriffsregelung 

Für die Eingriffsregelungen gemäß §13b BauGB gelten die Vorgaben des §13a BauGB ent-
sprechend. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 
Nr. 1 Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-
sig, so dass ein naturschutzrechtlicher Ausgleich nicht erforderlich ist.  
 
Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Durch die Erstellung des Bebauungsplanes sind keine erheblichen Beeinträchtigungen für 
den Naturhaushalt zu erwarten. 
 

 
6.11 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

Die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen für Neuntöter und Goldammer sollen auf Flächen 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches umgesetzt werden. Diese Flächen werden 
dem Bebauungsplan zugeordnet. Hierbei handelt es sich um eine weitere Teilfläche des 
Flurstücks Nr. 106 (Fläche Nr. 1), Gemarkung Nußbach sowie eine Teilfläche des Flurstücks 
Nr. 277/2 (Fläche Nr. 2), Gemarkung Nußbach. 
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Abbildung 6: Lage der artenschutzrechtlichen Maßnahmen Nr. 1 und 2 auf der Gemarkung Nußbach; Quelle: 
Amtliche Geobasisdaten der LGL, Büro Eberhard + Partner 

 
MaÇnahmenflªche Nr. 1 :ĂTiefentaldºbeleñ 
 
Die Maßnahmenfläche Nr. 1 liegt südlich des räumlichen Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplanes im Bereich des ĂTiefentaldºbelesñ auf einer Teilfläche des Flurstücks Nr.106. In-
nerhalb dieser Flªche verlªuft ein kleineres FlieÇgewªssers in nºrdliche Richtung dem ĂTie-
fentalbachñ zu. Teile des Dºbeles sind amtlich als gesch¿tzte Biotope erfasst. Bei der Flªche 
handelt es sich um ein ehemaliges Weidfeld, das aktuell nicht mehr bewirtschaftet wird und 
sich in Sukzession befindet. Im Jahre 1995 wurde hier schon der Neuntöter festgestellt. Die 
Sukzession ist seitdem noch stärker fortgeschritten. Das Gehölz bedeckt nahezu die ge-
samte Fläche. Für den Neuntöter sind die Flächen somit in der Zwischenzeit von geringer 
Bedeutung.  
Die westlich des Döbeles gelegenen Flächen werden durch den Landschaftserhaltungsver-
band Schwarzwald-Baar-Kreis e.V. seit Jahren mittels extensiver Ziegenbeweidung offenge-
halten und gepflegt.  
 














